
Genossenschaftswesen Liechtenstein

Als Verbindung einer nicht geschlossenen Zahl von Personen oder Handelsgesellschaften** schliesst die

Legaldefinition die Festsetzung einer konstanten Anzahl Genossenschafter aus. Dieses sogenannte

‚Prinzip der offenen Tür‘ soll dafür sorgen, dass Bei- und Austritte zu und aus Genossenschaften grund-

sätzlich jederzeit möglich sind. Verhältnismässige Einschränkungen dieses Grundsatzes lässt das Gesetz

ausdrücklich zu, so z.B. die Zugehörigkeit zu bestimmten Berufen, sofern dies von den Statuten vorge-

sehen ist.?6

Als Konsequenz des Prinzips der offenen Tür hált Art 428 Abs 4 PGR ausdrücklich fest, dass eine

Festsetzung des Grundkapitals im Voraus unzulässig ist. Dieses Verbot entspricht inhaltlich Art 828

Abs 2 OR und wurde anlässlich der Revision 2006/2007 ins PGR eingeführt.” Zur Vereinbarkeit dieser

Bestimmung mit Art 438 Abs 2 PGR schweigen sich die Materialien leider aus?*, sieht dieser doch die

Móglichkeit vor, ein Hóchstgenossenschaftskapital vorzusehen. Der Konflikt kann einerseits dadurch

gelöst werden, dass nach dem allgemeinen Kollisionsgrundsatz lex posterior derogat legi anteriori das

spätere Gesetz dem früheren vorgeht und Art 438 Abs 2 PGRfolglich nicht mehr angewendet wird.

Eine vermittelnde Lösung besteht darin, dass zumindest diejenigen Festlegungen eines Höchstgenos-

senschaftskapitals auch weiterhin zugelassen werden, bei denen fortwährend die Möglichkeit besteht,

„ohne übermässige Erschwerung Anteilscheine von der Gesellschaft oder von bisherigen Inhabern zu

erwerben"??

Der Hauptzweck einer Genossenschaft muss gemiss Art 428 Abs 1 PGR in der ,,Fórderung oder Siche-

rung bestimmter wirtschaftlicher Interessen ihrer Mitgliederliegen. Es geht folglich um die Erlangung

materieller Vorteile. Neben dem wirtschaftlichen Zweck als Hauptzweck kónnen als Nebenzwecke auch

nicht-wirtschaftliche verfolgt werden.'9

Im Unterschied zu Handelsgesellschaften verlangt die Legaldefinition mit der Erwähnung „bestimmter

wirtschaftlicher Interessen ihrer Mitglieder“, dass die Mitglieder direkte materielle Vorteile aus der Ge-

nossenschaftstätigkeit erlangen. Es geht nicht nur um das Erlangen materieller Vorteile in Form von

Dividendenzahlungen, sondern um direkte Vorteile, wie z.B. günstige durch die Genossenschaft er-

brachte Leistungen.

 

% Gemäss BuA Nr 95/2006, 42 ist die Definition von ,Handelsgesellschaften' gemáss $ 33 SchlIT/PGR anwendbar, welche

„Gesellschaften mit Persönlichkeit und ihnen gleichgestellte Verbandspersonen und Gesellschaften ohne Persönlichkeit mit

Firmen“ umfasst.

% Art 438 Abs 2 PGR.

” 1GBI1 2007/38; BuA Nr 95/2006, 42.

% In BuA Nr 95/2006, 42, findet sich als einzige Erläuterung zum neuen Art 428 Abs 4 PGR: „Diese Bestimmungentspricht

Art. 828 Abs. 2 OR.“

® Forstmoser, Berner Kommentar Art 828 Rz 124, unter Hinweis auf regelmässigen Handel von Anteilscheinen von Bankge-

nossenschaften, sofern durch regelmássige Kapitalerhóhungen dafür gesorgt wird, dass das Prinzip der offenen Tür gewahrt

wird.

10 Bandenbacher, Basler Kommentar Art 828 Rz 15.
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